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BEITRAG AUFRUFEN 

BEITRAG AUFRUFEN 

Neues aus der Finanzverwaltung 

BMF: Nichtbeanstandungsregelung bei Verwendung elektronischer Aufzeich-
nungssysteme im Sinne des § 146a AO ohne zertifizierte technische Sicherheits-
einrichtung nach dem 31. Dezember 2019 und Anwendungserlass der Abgaben-
ordnung zu § 148 
  
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 11. September 2020 ein 
Schreiben vom 18. August 2020 veröffentlicht, in dem es erneut betont, dass es 
bei der Nichtbeanstandung zur Pflicht der Verwendung einer zertifizierten 
technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) bei elektronischen Kassen bis zum 30. 
September 2020 und damit bei dem BMF-Schreiben vom 6. November 2019 
bleibt.  
 
Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter:  

 

 

 

 
Automatischer Austausch von Steuergestaltungen – FAQ-Katalog des BZSt 
  
Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat die häufigsten technischen Fragen 
und zugehörigen Antworten zu dem automatischen Austausch von 
Steuergestaltungen (DAC6) auf seiner Internetseite veröffentlicht.  
 
Mehr zu dem Katalog lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter:  

 

 

 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/16/bmf-nichtbeanstandungsregelung-bei-verwendung-elektronischer-aufzeichnungssysteme-im-sinne/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/16/bmf-nichtbeanstandungsregelung-bei-verwendung-elektronischer-aufzeichnungssysteme-im-sinne/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/15/automatischer-austausch-von-steuergestaltungen-faq-katalog-des-bzst/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/16/bmf-nichtbeanstandungsregelung-bei-verwendung-elektronischer-aufzeichnungssysteme-im-sinne/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/15/automatischer-austausch-von-steuergestaltungen-faq-katalog-des-bzst/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/16/bmf-nichtbeanstandungsregelung-bei-verwendung-elektronischer-aufzeichnungssysteme-im-sinne/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/15/automatischer-austausch-von-steuergestaltungen-faq-katalog-des-bzst/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/15/automatischer-austausch-von-steuergestaltungen-faq-katalog-des-bzst/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 17. September 2020 
 

 
Der Ansatz einer Pensionsrückstellung nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 
1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG setzt eine Entgeltumwandlung i.S. von § 
1 Abs. 2 BetrAVG voraus. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt, 
wenn eine GmbH ihrem Alleingesellschafter-Geschäftsführer eine 
Versorgungszusage aus Entgeltumwandlungen gewährt, da der 
Alleingesellschafter-Geschäftsführer der GmbH kein Arbeitnehmer 
i.S. des § 17 Abs. 1 Satz 1 oder 2 BetrAVG ist. 
Die darin liegende Bevorzugung von Pensionsrückstellungen für 
Arbeitnehmer i.S. des BetrAVG ist verfassungsgemäß. 
 
 
 

 

 

 

Ein sich aus dem Unionsrecht entsprechend dem EuGH-Urteil 
Reemtsma Cigarettenfabriken (EU:C:2007:167, HFR 2007, 515) 
ergebender Direktanspruch setzt voraus, dass der 
Rechnungsaussteller eine Leistung an den Rechnungsempfänger 
erbracht hat (BFH-Urteil vom 22.08.2019 - V R 50/16, BFHE 266, 
395). Gegenteiliges ist der EuGH-Rechtsprechung zum 
Vorsteuerabzug bei Anzahlungen nicht zu entnehmen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die BFH-Rechtsprechung ist hinreichend geklärt, dass 
wiederkehrende Leistungen (hier: Destinatärsvergütungen) keine 
Leibrenten sind und daher in voller Höhe als sonstige Einkünfte zu 
versteuern sind, wenn die zu erwartende Leistungshöhe infolge der 
Abhängigkeit von einer variablen Bemessungsgrundlage --
vorliegend das Jahreseinkommen der zahlungsverpflichteten 
Stiftung-- nicht vorausbestimmbar ist. Diese Grundsätze gelten 
ebenso, wenn hierneben ein Zahlungshöchstbetrag festgelegt ist, 
der nur dann nicht zu erfüllen ist, wenn das Einkommen des 
Zahlungsverpflichteten eine bestimmte Höhe unterschreitet. 
 
 

Urteil XI R 9/19: Ansatz 
einer 
Pensionsrückstellung 
für einen 
Alleingesellschafter-
Geschäftsführer in 
Fällen der 
Entgeltumwandlung 
 
 
 
27. Mai 2020 

 
ZUM URTEIL 

Beschluss V B 88/19: 
Direktanspruch in der 
Umsatzsteuer 
 
25. Juni 2020 

 
 

 

 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Beschluss X B 153/19: 
Besteuerung einer 
Destinatärsvergütung 

 
 
16. Juni 2020 

 
 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010187/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050206/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050202/
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ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

 

 

Weitere Veröffentlichungen  

vom Tage:  
 

Urteil VI R 50/17: 
Keine begünstigte Handwerkerleistung für die Erschließung einer öffentlichen 
Straße  
28. April 2020 
 
 
 
 
Beschluss IX E 5/20: 
Dokumentenpauschale - Unterschriften der Richter 
18. Juni 2020 
 
 

 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Verzicht auf Darlehenszinsen in grenzüberschreitenden 
Dreieckskonstellationen 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass es für 
das Vorliegen einer Geschäftsbeziehung i.S. des § 1 Abs. 4 AStG seit der 
Neufassung durch das Steuervergünstigungsabbaugesetz nicht mehr darauf 
ankommt, ob die Darlehensnehmerin ihre unternehmerische Funktion mangels 
Eigenkapitalausstattung nicht erfüllen könnte. Aus der Formulierung 
„unbeschadet anderer Vorschriften“ in § 1 Abs. 1 AStG ergibt sich kein Vorrang 
des § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG. 
 
Sachverhalt 

Die Klägerin, eine inländische GmbH, war in den Jahren 2003 und 2004 
(Streitjahre) Alleingesellschafterin und zugleich Organträgerin der A GmbH mit 
Sitz im Inland; daneben war sie Alleingesellschafterin der C s.r.o. mit Sitz in der 
Tschechischen Republik. 

Zur Finanzierung eines Grundstückskaufs und zur Erschließung eines 
Grundstücks gewährten sowohl die Klägerin als auch die A GmbH der C s.r.o. 
Darlehen mit einer Laufzeit von zehn Jahren und einer Verzinsung von 6,3 % p.a. 
Sämtliche Darlehen wurden durch Erklärung vom 18. September 2003 
rückwirkend ab dem 01. Januar 2003 sowie für die Zukunft zinsfrei gestellt. Das 
ursprünglich zuständige Finanzamt rechnete in den Streitjahren Zinseinnahmen in 
Höhe von jeweils 6,3 % außerbilanziell wieder hinzu. 

Die Klage vor dem Sächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050205/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050204/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050205/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050205/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050204/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050205/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050204/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050204/
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Entscheidung des BFH 

 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die 
Entscheidung der Vorinstanz aufgehoben 
und zur anderweitigen Verhandlung und 
Entscheidung an das Finanzgericht 
zurückverwiesen. 

 

 

Wird die Einkünftekorrektur nach § 1 Abs. 1 Außensteuergesetz (AStG) auf einen 
Zinsverzicht gegenüber einer ausländischen Darlehensnehmerin gestützt, muss 
dem Steuerpflichtigen die Möglichkeit eingeräumt werden, den Nachweis für 
etwaige wirtschaftliche Gründe für den Abschluss des (nicht fremdüblichen) 
Geschäfts zu erbringen (EuGH-Urteil Hornbach-Baumarkt vom 31. Mai 2018 – C-
382/16, siehe unseren Blogbeitrag). Diese Prüfung ist den nationalen Gerichten 
vorbehalten und vorrangig Aufgabe der Finanzgerichte. 

Die Bestimmungen des Unionsrechts sind vom Zeitpunkt des Beitritts eines 
Mitgliedstaats an verbindlich, so dass sie für zukünftige Auswirkungen vor dem 
Beitritt entstandener Sachverhalte gelten; demgegenüber entfalten diese keine 
„Vorwirkung“ für vor dem Beitritt bereits abgeschlossene Sachverhalte. 

Aus der Formulierung „unbeschadet anderer Vorschriften“ in § 1 Abs. 1 AStG 
ergibt sich kein Vorrang des § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG. Beide Vorschriften 
überlagern einander vielmehr in dem Sinne, dass sich eine Gewinnkorrektur nach 
der einen Vorschrift erübrigt, wenn sie bereits nach der anderen vollzogen wurde. 
Soweit die Rechtsfolgen der beiden Vorschriften nicht voneinander abweichen, 
kann der Rechtsanwender wählen, welche von ihnen er vorrangig prüft. 

Das Finanzgericht hat im Rahmen der Gewinnermittlung ferner keine 
ausreichenden Feststellungen dazu getroffen, ob die bis zum 17. September 
2003 entstandenen Zinsforderungen, auf die die Klägerin gegenüber der C s.r.o. 
verzichtet hat, im Zeitpunkt des Verzichts werthaltig waren. 

Die Klägerin ermittelt ihren Gewinn nach § 8 Abs. 1 Satz 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes (KStG) i.V.m. § 4 Abs. 1 Einkommensteuergesetz 
(EStG). Sie muss dabei gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG für den Schluss eines 
jeden Wirtschaftsjahres das Betriebsvermögen ansetzen, das nach den 
handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung auszuweisen ist 
und die Bewertung jenes Betriebsvermögens nach § 6 EStG vornehmen. Wird ein 
einzelnes Wirtschaftsgut im Wege des Tausches übertragen, bemessen sich 
gemäß § 6 Abs. 6 Satz 1 EStG die Anschaffungskosten nach dem gemeinen Wert 
des hingegebenen Wirtschaftsguts. Erfolgt die Übertragung im Wege der 
verdeckten Einlage, erhöhen sich die Anschaffungskosten der Beteiligung an der 
Kapitalgesellschaft gemäß § 6 Abs. 6 Satz 2 EStG um den Teilwert des 
eingelegten Wirtschaftsguts. Danach kommt eine Erhöhung des 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/05/31/unentgeltliche-vorteilsgewaehrung-kann-mit-unionsrecht-vereinbar-sein/
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ZUM URTEIL 

Beteiligungswerts der Klägerin an der C s.r.o. in Höhe der bis zum 17. September 
2003 entstandenen Zinsforderungen aus den Darlehen der Klägerin gegenüber 
der C s.r.o. gemäß § 6 Abs. 6 Satz 2 EStG i.V.m. § 8 Abs. 1 Satz 1 KStG in 
Betracht, soweit die Forderungsverzichte steuerrechtlich zu verdeckten Einlagen 
der Klägerin in die C s.r.o. geführt haben. 

Schließlich hat das Finanzgericht im Rahmen der Gewinnermittlung keine 
ausreichenden Feststellungen dazu getroffen, ob die bis zum 17. September 
2003 entstandenen Zinsforderungen, auf die die A GmbH gegenüber der C s.r.o. 
verzichtet hat, im Zeitpunkt des Verzichts werthaltig waren. Dieser Verzicht führt 
dem Grunde nach zu einer verdeckten Einlage der Klägerin in die C s.r.o. Nach 
ständiger Rechtsprechung ist die Vorteilszuwendung zwischen 
Schwestergesellschaften so zu beurteilen, dass die leistende Tochtergesellschaft 
den Vorteil zunächst an die gemeinsame Muttergesellschaft im Wege einer vGA 
leitet, die diesen sodann der anderen Tochtergesellschaft zuführt (vgl. Beschluss 
des Großen Senats des BFH, Urteil v. 13. Juni 2018 – I R 94/15; BFH, Urteil v. 
20. August 1986 – I R 150/82). 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 27. November 2020 (I R 40/19 (I R 14/16)), veröffentlicht am 10. 
September 2020. 

 

 

 

Änderung wegen nachträglich bekanntgewordener Tatsachen nach 
Betriebsprüfung 

Die objektive Beweislast (Feststellungslast) für die tatsächlichen 
Voraussetzungen einer Änderung gemäß § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO trägt 
grundsätzlich das Finanzamt; die Beweislast dafür, dass dem für die Veranlagung 
des Steuerpflichtigen zuständigen Sachbearbeiter ausnahmsweise auch nicht 
aktenkundige Tatsachen dienstlich bekannt waren, nach dem Inhalt der zu 
bearbeitenden Steuererklärung als bekannt zuzurechnen sind oder aufgrund 
Verletzung der Ermittlungspflicht hätten bekannt sein müssen, trägt jedoch der 
Steuerpflichtige. Dies hat das Finanzgericht Hamburg in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
 
Sachverhalt 

Die Klägerin wendet sich gegen Änderungsbescheide, welche die Ergebnisse 
einer bei ihr durchgeführten Außenprüfung des Beklagten umsetzen. Da der 
Sachverhalt bereits im Rahmen der Veranlagung vom Bevollmächtigten der 
Klägerin nacherklärt und durch den Beklagten durch gemäß § 173 Abs. 1 Nr. 1 
Abgabenordnung (AO) geänderte Bescheide über den 
Gewerbesteuermessbetrag für die Jahre 2010 und 2011 behandelt worden sei, 
käme eine erneute Änderung dieser Bescheide gemäß § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO 
nach Auffassung der Klägerin nicht in Betracht. 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010185/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010185/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010185/
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 Richterliche Entscheidung 

 

Die Klage vor dem Finanzgericht Hamburg 
blieb ohne Erfolg. 

 
Das Finanzamt konnte die Bescheide über den Gewerbesteuermessbetrag für 
2010 und 2011 gemäß § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO wie vorgenommen ändern. 

Die objektive Beweislast (Feststellungslast) für die tatsächlichen 
Voraussetzungen des § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO trägt grundsätzlich das Finanzamt 
(BFH, Urteile vom 23. Januar 2002, XI R 55/00; vom 6. Dezember 1994, IX R 
11/91; vom 22. April 1988, III R 89/86, und vom 20. Dezember 1988, VIII R 
121/83; (BFH, Beschluss vom 18. Juni 2015, VI R 84/13)). 

Die Beweislast dafür, dass dem für die Veranlagung des Steuerpflichtigen 
zuständigen Sachbearbeiter ausnahmsweise auch nicht aktenkundige Tatsachen 
dienstlich bekannt waren oder nach dem Inhalt der zu bearbeitenden 
Steuererklärung oder der präsenten Akten als bekannt zuzurechnen sind, trägt 
jedoch der Steuerpflichtige. Dies gilt insbesondere dann, wenn wegen des 
Unterlassens der Beiziehung „anderer“ Akten die Verletzung der Ermittlungspflicht 
in Rede steht. Lassen sich entsprechende Umstände oder ein dahingehendes 
Fehlverhalten nicht nachweisen, gelten nicht aktenkundige Tatsachen folglich 
nicht als bekannt und erlauben dem Finanzamt eine Änderung nach § 173 Abs. 1 
Nr. 1 AO (BFH, Beschluss vom 18. Juni 2015, VI R 84/13). 

Die Revision hat das Finanzgericht nicht zugelassen. 

 
Fundstelle 

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 15. Juni 2020 (2 K 6/17). 

 

 

FG Nürnberg: Erhebung des Solidaritätszuschlages für die 
Veranlagungszeiträume 2020 und 2021 nicht verfassungswidrig 
 
Das Finanzgericht Nürnberg hat entschieden, dass der Solidaritätszuschlag als 
Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und Körperschaftsteuer im Sinne des 
Art. 106 Abs. 1 Nr. 6 GG auch für die Veranlagungszeiträume 2020 und 2021 
eine ausreichende verfassungsrechtliche Grundlage findet. 
 
Sachverhalt 

Streitig ist, ob das Finanzamt den Antrag auf Herabsetzung der Vorauszahlungen 
zum Solidaritätszuschlag ab 01. Januar 2020 auf 0 € wegen dessen 
Verfassungswidrigkeit zu Recht abgelehnt hat. 

 

 

http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bsharprod.psml?showdoccase=1&doc.id=STRE202070382&st=ent
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bsharprod.psml?showdoccase=1&doc.id=STRE202070382&st=ent
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bsharprod.psml?showdoccase=1&doc.id=STRE202070382&st=ent
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bsharprod.psml?showdoccase=1&doc.id=STRE202070382&st=ent
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bsharprod.psml?showdoccase=1&doc.id=STRE202070382&st=ent
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bsharprod.psml?showdoccase=1&doc.id=STRE202070382&st=ent


8 

 Richterliche Entscheidung 

 

 

Die Klage vor dem Finanzgericht Nürnberg 
blieb ohne Erfolg. 

 

 
Die erforderliche Überzeugung von der Verfassungswidrigkeit des 
Soldaritätszuschlaggesetzes für Veranlagungszeiträume ab 2020 hat das 
Finanzgericht im Streitfall nicht gewinnen können. 

Der Solidaritätszuschlag als Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer im Sinne des Art. 106 Abs. 1 Nr. 6 GG findet nach Auffassung 
des Senats nach derzeitigem Stand auch für die Veranlagungszeiträume 2020 
und 2021 eine ausreichende verfassungsrechtliche Grundlage. Es handelt sich 
um eine echte Steuer im Sinne des § 3 AO, für die der Bund die Ertragshoheit 
und alleinige Gesetzgebungskompetenz hat (Art. 105 Abs. 2 GG). 

Nach Auffassung des Finanzgerichts hat das Bundesverfassungsgericht dem 
Gesetzgeber in Bezug auf eine Ergänzungsabgabe, insbesondere was die 
Laufzeit angeht, einen sehr weiten Gestaltungsspielraum eingeräumt. 

Das Finanzgericht teilt ausdrücklich nicht die These, dass „automatisch“ mit 
Auslaufen des Solidarpakts II (und der Neuregelung des Länderfinanzausgleichs) 
auch der Solidaritätszuschlag seine Rechtfertigung verliert. Hier mag zwar eine 
gewisse politische Verbindung bestehen, eine rechtliche Verbindung 
dahingehend, dass alleine der Solidarpakt II einen Mehrbedarf des Bundes zur 
Finanzierung der Lasten der Wiedervereinigung zu begründen vermag, sieht das 
Finanzgericht nicht. 

Das Finanzgericht hat auch keine verfassungsrechtlichen Bedenken hinsichtlich 
des inzwischen in Kraft getretenen Gesetzes zur Rückführung des 
Solidaritätszuschlags 1995 vom 10. Dezember 2019. 

Abgesehen davon, dass das Finanzgericht die verfassungsrechtlichen 
“Bedenken“ nicht teilt, weist es außerdem darauf hin, dass die Bundesrepublik 
und die ganze Welt seit Anfang des Jahres 2020 mit einer Pandemie ungeahnten 
Ausmaßes zu kämpfen haben. Die wirtschaftlichen, finanziellen und 
gesellschaftlichen Herausforderungen seien nicht absehbar. Die 
Steuereinnahmen seien gesunken, neue Ausgaben für Bund (und Länder) sind 
entstanden. 

Vor diesem Hintergrund steht nach Auffassung des Finanzgerichts die 
verfassungsrechtlich noch mögliche und realistische „Option“ zur Umwidmung 
einer Ergänzungsabgabe für noch laufende bzw. noch in der Zukunft liegende 
Veranlagungszeiträume ebenfalls der nötigen Überzeugungsbildung von der 
Verfassungswidrigkeit des Solidaritätszuschlags ab 2020 entgegen. 

Da die Frage, ob die fortgesetzte Erhebung des Solidaritätszuschlags ab 2020 
verfassungsrechtlich zulässig ist, das Interesse einer Vielzahl von 
Steuerpflichtigen berührt, hat das Finanzgericht die Revision zugelassen. 
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ZUM URTEIL 

E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

 
Fundstelle 

Finanzgericht Nürnberg, Urteil vom 29. Juli 2020 (3 K 1098/19); das Finanzgericht 
hat die Revision zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts bekannt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
   

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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